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					Wohnen ist zur Schicksalsfrage geworden. Was als Problem in den Metropolen begann, ist längst überall zur wichtigsten gesellschaftlichen Krise herangewachsen, die alle Schichten betriffft, den wirtschaftlichen Wandel blockiert und die soziale Schere immer weiter öffnet. Wohnen ist ein Grundrecht – es geht nicht nur um Quadratmeter, sondern um ein fehlendes oder unpassendes Zuhause, was die individuelle Identitätsfindung erschwert. Wenn der Erwerb von Wohneigentum zur reinen Glückssache und Frage der Herkunft wird, verliert das Versprechen von sozialem Aufstieg seine Glaubwürdigkeit, und das Vertrauen auf eine bessere Zukunft schwindet.
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					Vorwort

				Die Wohnkrise ist da, und sie betrifft uns alle. Wohnen ist zum Unsicherheitsfaktor geworden, und die Auswirkungen sind so immens und gehen so tief, dass die Demokratie ausgehöhlt und der gesellschaftliche Zusammenhalt gefährdet wird. Diese Krise hat sich über Jahre zunächst fast unbemerkt aufgebaut, erhält nun aber deutliche öffentliche Aufmerksamkeit, und das ist kein Zufall. Eine ganze Generation realisiert, dass die Mietkostenbelastungen enorm gestiegen sind und der Traum vom Eigenheim oft ein Traum bleiben wird. Junge Menschen finden währenddessen kaum ein bezahlbares WG-Zimmer in der Stadt, in der sie studieren oder eine Ausbildung machen. Auch der Generation, die nun in Rente geht, wird klar, dass das Häuschen auf dem Land zwar ein guter Ort zum Leben war, im Alter aber mit vielen Einschränkungen einhergeht und einen geringen Verkaufswert haben wird. Die Planungen für den Ruhestand zerbröckeln und in manchen strukturschwachen Regionen entsteht deshalb Frust. In der Wohnkrise liegt demnach einerseits gesellschaftliche Sprengkraft, andererseits wird sie als individuelles Problem verstanden. Das ist sie aber nicht, denn ihre Folgen berühren alle Generationen und Menschen, ob aus eigener Erfahrung oder indirekt, wenn beispielsweise in manchen Regionen von Wirtschaftsunternehmen, Einrichtungen im Gesundheits- und Sozialsektor sowie Verwaltungen keine Arbeitskräfte mehr gefunden werden, da es keinen passenden Wohnraum gibt.
Bei der Wohnkrise geht es also nicht nur um das aktuelle Missverhältnis von Angebot und Nachfrage, sondern auch um Lebensplanung und Sicherheit. Wohnen ist mehr als Ökonomie, und die Wohnung ist mehr als ein Dach über dem Kopf. Sie ist ein symbolischer und multifunktionaler Raum, der viele Bedürfnisse gleichzeitig erfüllt. Wird dieser Raum unsicher, betrifft das zahlreiche Lebensbereiche und führt zu existenzieller Entsicherung. Knapper bezahlbarer Wohnraum ist dabei kein kurzfristiges Problem, sondern ein biografisches, da er Optionen der Lebensplanung grundlegend einschränkt. Das ist für eine liberale und offene demokratische Gesellschaft Gift, denn es sät Misstrauen in zentrale Versprechen von Teilhabe.
Wie unter einem Brennglas werden in der Wohnkrise gesellschaftliche Kernstrukturen und Konfliktlagen offengelegt. Sie hält uns den Spiegel vor und zeigt die Spaltungslinien zwischen Arm und Reich, Jung und Alt, Stadt und Land, die Herausforderungen der Klimakrise und die Kommunikation in abgeschotteten Teilöffentlichkeiten. Bei diesen gleichzeitigen Ungleichheiten gelingt es offenbar nicht mehr, ein solch existenzielles Gut wie Wohnen als ein solches für alle aufrechtzuerhalten. Feindbilder sind schnell ausgemacht, ob nun »die Konzerne« oder »die Politiker«; und das heizt zwar Emotionen an, und man bekommt Applaus, es blockiert aber die Antwort auf die Frage, wie wir alle gut durch die Krise kommen.
Es ist einfach, den Kapitalismus pauschal zu kritisieren und den Markt für alles verantwortlich zu machen. Zweifelsohne gibt es auch ein Marktversagen, aber nicht allein. Das Bild ist wesentlich komplexer, weswegen die Lösungen auch mehr benötigen als den Ruf nach Enteignung oder, gerne von Rechtspopulisten genannt, massenhaften Abschiebungen, um den Wohnungsmarkt zu entlasten. Solche Forderungen mögen für Teile der Öffentlichkeit attraktiv klingen, sie schaffen aber weder einen Quadratmeter Wohnraum mehr, noch sind dadurch nachhaltige Lösungen zu erwarten.
Dabei ist gerade das nötig: eine gemeinsame Antwort auf eine gemeinsame Krise. Denn die Wohnkrise allein ist bereits ein ernsthaftes Problem, doch sie verstärkt zahlreiche andere innenpolitische Probleme, wie die Gestaltung des demografischen Wandels, die Krise des Demokratievertrauens, die Wirtschaftskrise oder auch die Fiskalkrise der öffentlichen Haushalte. All diese Herausforderungen können nicht gelöst werden, ohne eine Antwort auf die Wohnkrise zu finden. Sie steht im Mittelpunkt, wird aber noch zu oft allein fachpolitisch und nicht als Aufgabe für alle diskutiert. Das hat bislang schon nicht zu einer Lösung geführt und wird es auch in Zukunft nicht.
Mit diesem Buch haben wir den Anspruch, nicht nur die gesellschaftlichen Folgen der Wohnkrise zu thematisieren, sondern auch Lösungen zu diskutieren, die über die bisher von der Politik formulierten Neubauziele hinausgehen. Diese haben sich bislang eher als symbolisch erwiesen. Die Diskussion möglicher politischer Optionen wird dabei eingebettet in die kritische Frage nach der generellen Handlungsfähigkeit von Staat und Markt. Haben sie angesichts der Wohnkrise noch die Kraft, die Herausforderungen und sozialen Konflikte auf dem Wohnungsmarkt wirksam anzugehen?
Bisher wurden die Probleme meist nur punktuell behandelt und konnten einige selektive Verbesserungen bewirken. Fraglich bleibt, ob diese Taktik des Aufschiebens angesichts der Sprengkraft der Wohnungsfrage und wachsender populistischer Deutungen dauerhaft tragfähig ist oder ob es eine Neuausrichtung braucht, die die Bedürfnisse von Menschen und die gesellschaftlichen Integrationsprobleme zum Ausgangspunkt der Wohnungspolitik nimmt. Gerade beim Wohnen wird deutlich, wie sozialer Schutz mit Transformationsprozessen zusammenwirken muss, sei es hinsichtlich des Klimawandels oder der demografischen Umbrüche. Diese Aufgabe, Dynamik und zugleich Versorgungssicherheit zu gewährleisten, stellt erhebliche Anforderungen an politische Steuerung. Die geforderte Balancierung und Freisetzung von Gestaltungspotenzialen muss systematisch freigelegt und in organisierter Form vernetzt werden. Das wird nur gelingen, wenn Politik eng mit den Organisationen zusammenarbeitet, die vor Ort tatsächlich handeln, wie Kommunen, Wohnungsunternehmen oder zivilgesellschaftliche Initiativen. Es braucht dafür so etwas wie einen neuen Gesellschaftsvertrag. Denn weder eine allein auf staatliche Steuerung ausgerichtete Politik noch das Vertrauen in die Selbstregulierung der Märkte reicht heute noch aus, um die Wohnkrise zu bewältigen.
Um den Folgen der Wohnkrise aus Sicht der Menschen weiter nachzugehen, haben wir im Sommer 2025 eine Umfrage in Auftrag gegeben. Deutschlandweit wurden 1.500 Menschen zwischen 18 und 75 Jahren befragt, von denen jeweils ein Drittel in Kleinstädten (bis 20.000 Einwohner), Mittelstädten (20.000 bis 100.000 Einwohner) und Großstädten (ab 100.000 Einwohner) leben. Die Ergebnisse ergeben ein Bild über die gesellschaftlichen Folgen, und wir gehen im Laufe des Buches immer wieder auf einzelne Befunde ein.

					 Kapitel 1 Steigende Mieten und fehlender Wohnraum: Die Wohnkrise verunsichert

				Die Wohnkrise ist längst nicht mehr ein Randproblem einzelner Städte und Bevölkerungsgruppen. Sie hat sich fast unbemerkt entwickelt, prägt Biografien und Zukunftserwartungen unzähliger Menschen und ist zugleich nur schwer zu lösen. Dabei gehören steigende Mieten und fehlender Wohnraum seit Jahren zu den zentralen Sorgen der Menschen in Deutschland. Da sich trotz aller politischen Beteuerungen bislang wenig zum Besseren gewendet hat, ist ein Problemstau entstanden, der Verunsicherungen und Ängste bei immer mehr Menschen schürt. Inzwischen sind die Probleme beim Wohnen eben nicht nur bei einkommensschwachen Gruppen angekommen, sondern auch in der Mittelschicht, und sie betreffen Jung und Alt, Familien und Alleinstehende. Schlagzeilen zu steigenden Kosten für WG-Zimmer, Kündigungen alteingesessener Mieterinnen und Mieter für Luxussanierungen oder auch die Einsicht, dass das geerbte Haus in der strukturschwachen Region eher ein finanzielles Risiko als eine Altersabsicherung darstellt, führen einem die verschiedenen Gesichter der Wohnkrise vor Augen. Die Wohnkrise hat sich von der sozialen Frage zu einer zentralen Krise der gegenwärtigen Gesellschaft entwickelt.[1]
Die offensichtlichen Probleme auf dem Wohnungsmarkt berühren auch deshalb so viele Menschen, weil angesichts der multiplen Krisen in den letzten Jahren ein Rückzug ins Private, das heißt oft auch in die Wohnung, stattgefunden hat. Wenn die Möglichkeit, sich ein Zuhause nach den eigenen Vorstellungen zu schaffen, immer stärker durch Blockaden auf dem Wohnungsmarkt gefährdet wird, entstehen jedoch bei den Betroffenen Resignation und Wut. Diese subjektiven Befindlichkeiten werden dadurch unterstützt, dass sich beim Wohnen Merkmale von sozialer Ungleichheit deutlich niederschlagen, d.h. insbesondere die soziale Herkunft und immer weniger der Bildungserfolg. Ob man Wohneigentum erwirbt, wenn man es sich denn leisten könnte, was aktuell von drei Viertel der Bevölkerung präferiert wird[2], hängt immer stärker davon ab, ob Immobilien vererbt werden. Die Sprengkraft dieser durch Vererbung wachsenden Chancenungleichheit, die sich im Rückgang der Wohneigentumsquoten bei jungen Erwachsenen und Familien zeigt, wird dadurch verstärkt, dass Deutschland im internationalen Vergleich ein »Mieterland« ist und durch die hohen Mieten viele Menschen ihre Wohnwünsche nicht erfüllt sehen.[3] Die daraus resultierenden Sorgen und Verunsicherungen wurden explizit geäußert:

					»Ich habe mit Anfang 40 vor nichts mehr Angst, als meine Wohnung zu verlieren.« (Berlin, Mieterin)

					 

					»Wir wohnen zu zweit in einer gemieteten Doppelhaushälfte, die uns schon seit sechs Jahren zu groß ist. Die Treppen sind zeitweise aus gesundheitlichen Gründen nicht zu schaffen. Und die Miete wird in Hinsicht aufs Rentenalter nicht mehr bezahlbar sein.« (Münster, Mieterin)

					 

					»Heute habe ich eine gute Wohnsituation, aber ich verzichte auf öffentlichen Nahverkehr und eine gute Infrastruktur.« (Limburg an der Lahn, Eigentümerin)

				
Das sind beispielhafte Aussagen, die wir in einer ergänzenden offenen Online-Umfrage landauf, landab gesammelt haben. Sie zeigen, dass die Wohnkrise für Millionen von Menschen zu einem zentralen Problem geworden ist. Die Sorge um bezahlbaren Wohnraum, die nicht enden wollende Suche nach einer passenden Wohnung oder die Erkenntnis, dass das Wohnen auf dem Land oft mit vielfältigem Verzicht einhergeht, sind weitverbreitet.[4] Auch der Renteneintritt wird immer häufiger wegen der Angst vor zu hohen Wohnkosten zum Schreckgespenst. Die Wohnkrise ist längst kein Problem mehr von einzelnen Menschen oder Gruppen, sondern sie berührt auch diejenigen, die sich dies vor einigen Jahren nicht haben vorstellen können.[5] Sie geht uns alle an, denn sie hat Auswirkungen auf die Art und Weise, wie wir zusammenleben. Nicht umsonst verunsichert das Thema so stark. Kurzum: Die Wohnkrise von heute ist eine tiefgreifende Gesellschaftskrise, weil sie das Versprechen auf einen Aspekt elementarer Sicherheit bedroht, soziale Ungleichheiten verstärkt und Zukunftspessimismus erzeugt.
Biografische Sicherheiten und gesellschaftlicher Zusammenhalt entstehen vor allem dann, wenn Menschen verlässlich, planbar und vor allem bezahlbar wohnen können – egal, ob sie zur Miete oder im Eigentum leben. Das ist die Grundvoraussetzung für die Funktionsfähigkeit Gesellschaft. Genau dies ist für viele heute nicht mehr gewährleistet. Das ist toxisch, denn wenn immer weniger Menschen sich angemessenes Wohnen leisten können, schwindet auch das Vertrauen in soziale Gerechtigkeit und somit in die Fähigkeit von Politik, Staat und auch Markt, Probleme zu lösen. Denn selbst hohe prozentuale Lohnzuwächse bei niedrigen Einkommen bringen wenig, wenn sie durch hohe Wohnkosten gleich wieder aufgezehrt werden. Dass es dauerhaft notwendig ist, Zuschüsse vom Staat zu bekommen (z.B. Wohngeld), um sich trotz Beschäftigung überhaupt noch eine Wohnung leisten zu können, wird mit Unverständnis und dem Gefühl von Enttäuschung quittiert.
Dass emotional über Wohnen gestritten wird, ist kein Zufall. Wohnen bietet soziale Sicherheit und Privatsphäre. Wer sie verliert oder einschränken muss, verspürt Angst und Verunsicherung. Gleichzeitig tritt die Wohnkrise zusammen mit weiteren Krisen auf wie der Klimakrise, dem demografischen Wandel oder auch den Bedrohungen der Demokratie. Die Krisen existieren nicht unabhängig voneinander, sondern die Wohnkrise heizt die anderen Krisen an, weil Lösungen blockiert und zusätzlicher Frust erzeugt wird. Erst wenn diese Verflechtungen verstanden sind, können nachhaltige Lösungen für die Wohnkrise gefunden werden.

					
						Welche gesellschaftlichen Folgen hat die Wohnkrise?

					
					Die Frage, welche Folgen die Wohnkrise für unsere Gesellschaft hat, ist nicht leicht zu beantworten. Meist wird das Thema aus ökonomischer[6] oder bautechnischer Sicht[7] betrachtet und somit gesellschaftliche und politisch-institutionelle Zusammenhänge ausgeblendet. Beispielsweise rücken erst dann soziale Folgen ins Blickfeld, wenn Obdachlosigkeit in den Innenstädten deutlich sichtbar wird oder Mieterproteste laut werden.[8] Protestaktionen allein zeigen aber noch nicht, wie tief die Krise in gesellschaftliche Strukturen eingreift. Was geschieht, wenn Wohnungen fehlen und Mieten dauerhaft hoch bleiben, wenn das Angebot immer knapper wird und vertraute Vorstellungen von Wohlstand und Altersvorsorge bröckeln? Was passiert in den Regionen, in denen viele Wohnungen leer stehen und die Infrastruktur vor Ort zerfällt? Diese Fragen werden bislang viel zu selten gestellt, obwohl in der Politik inzwischen eine gewisse Nervosität hinsichtlich dieses Themas und der angewachsenen Beachtung in der Aufmerksamkeitsökonomie herrscht.

					Bildlich kann man sich die Wohnkrise wie eine Flutwelle vorstellen. Zurzeit wird noch darüber gestritten, ob und wieso es die Welle gibt, wer Schuld hat und wie hoch sie genau ist. Es wäre aber nötig, die Deiche abzudichten und die Feuerwehr ordentlich auszustatten. Um im Bild zu bleiben: die Deiche wären z.B. handlungsfähige kommunale Wohnungsunternehmen oder Genossenschaften und die Feuerwehr entspräche Quartieren und Dörfern mit einer angemessenen sozialen Infrastruktur. Aber genau darüber wird zu wenig geredet, und das hat fatale Wirkungen auf die Stabilität der Gesellschaft. Es tritt eine Art Verweigerungshaltung ein, sich damit auseinanderzusetzen, dass die Krise da ist und dass Lösungen lange Zeit brauchen werden, um zu greifen. In der Zwischenzeit, die aller Voraussicht mehrere Jahre andauern wird, muss es zu einem Ausbruch aus der Erneuerungskrise kommen. Dafür braucht es die konstruktive Auseinandersetzung, wie mit fehlendem bezahlbaren Wohnraum an Orten, wo man ihn bräuchte, sowie hohem Leerstand an anderen Orten umgegangen werden kann.

					Klar ist: Eine schnelle oder vollständige Lösung für die vielerorts schwierige Lage auf dem Wohnungsmarkt wird es nicht geben. Selbst wenn jetzt die richtigen Weichen gestellt werden, um z.B. mehr und günstigeren Wohnraum zu schaffen, drohen in der Zwischenzeit soziale Konflikte. Es ist bislang nicht absehbar, dass der Wohnungsbau in einem Umfang anwächst, der den Bedarf deckt. Dafür fehlt es sowohl an den notwendigen gesetzlichen Rahmenbedingungen als auch an Baugrund, Geld, Baustoffen und Personal. Nicht umsonst wird in ansonsten zurückhaltend formulierten volkswirtschaftlichen Analysen zum Wohnungsmarkt von sozialem Sprengstoff in deutschen Großstädten gesprochen, der durch hohe Mieten verursacht wird, die nicht nur soziale Ungleichheiten verschärfen, sondern auch zum Wachstumshindernis werden.[9]

					Die Krise auf dem Wohnungsmarkt wirkt wie ein Seismograf für sozialstrukturelle Umbrüche. Wohnen gilt als zentraler Anker für gesellschaftliche Ordnung und schafft Sicherheit und Stabilität, vor allem in Zeiten von Unsicherheit und Erschöpfung. Wenn Lebensumstände ohnehin schwieriger werden, die Einkommensungleichheit weiter zunimmt und Schwächen der öffentlichen Infrastruktur immer spürbarer sind, verschärfen Wohnprobleme die individuelle und gesellschaftliche Überforderung. Diese betrifft alle Generationen, und es besteht die Gefahr, »dass ein kollektiver Kipppunkt erreicht wird: Wenn Unsicherheit und Kontrollverlust zur Dauerschleife werden, blockiert dies nicht nur die individuelle Lebensgestaltung, sondern lähmt auch gesellschaftliche Kreativität und Integrationskraft«.[10]

					Der gesellschaftliche Zusammenhalt droht zu zerbrechen, eben weil gesellschaftliche Integration beim Wohnen beginnt. Dieser Zusammenhang ist umso wichtiger, da immer mehr Lebenszeit in der Wohnung verbracht wird, z.B. durch die Ausweitung von Homeoffices oder durch die demografische Entwicklung. Wie Menschen wohnen, steht in einem Zusammenhang sowohl mit ihrem Lebensstil und ihren politischen Einstellungen als auch ihrem Status in der Gesellschaft. Die Gemengelage, in der durch die Wohnkrise Wut und Frust entsteht, ist facettenreich und damit nicht so leicht politisch zu adressieren. Denn unsichere Aussichten auf bezahlbaren Wohnraum schränken individuelle Spielräume ein und lösen zugleich komplexe Erwartungen aus. Der Wunsch nach einem starken, gestaltenden und eingreifenden Staat verbindet sich mit dem Versprechen auf privaten Wohlstand. Beides gleichzeitig zu erfüllen, ist sowohl für die öffentliche Hand als auch für Privathaushalte immer schwieriger, sodass Politik schnell Unfähigkeit attestiert wird. Die Einsicht, dass Immobilienbesitz aus eigener Kraft kaum mehr erreichbar ist, ist bis in die mittleren Einkommensschichten vorgedrungen, die früher nach der Familiengründung meist Wohneigentum erworben haben oder zumindest in sicheren und bezahlbaren Mietverhältnissen leben konnten.

					Damit werden Normalitätsvorstellungen von Biografien unfreiwillig aufgelöst, und die Hoffnung auf den Aufstieg über die Generationen hinweg verblasst. In unserer deutschlandweiten Umfrage haben wir die Frage gestellt, ob die Menschen den Eindruck haben, besser zu wohnen als ihre Eltern. In keiner Altersgruppe gab es eine Zustimmung von über 50 Prozent und am geringsten war sie bei Befragten im Alter von unter 40 Jahren. Wir haben aber auch die Frage gestellt, ob die nachkommende Generation einmal besser wohnen wird als man selbst, und die Antworten sind bemerkenswert: Bei den Befragten zwischen 26 bis 50 Jahren stimmten 60 Prozent der Aussage zu. Das ist aber nicht als Optimismus zu interpretieren, sondern ein Ausdruck eigener Frustration. Es kann nur besser werden, scheint die Losung zu sein. Die Wohnkrise verwandelt Optimismus in Fatalismus.

				
					
						Drei Fehlannahmen als Ursachen der Wohnkrise

					
					Als Ursache für die Wohnkrise werden häufig ökonomische Gründe, wie steigende Baukosten, genannt. Doch das ist merkwürdig losgelöst von Gesellschaft und Politik, denn die Baukosten waren nie wirklich günstig. In den 1970er-Jahren beispielsweise, als in Westdeutschland die Eigentümerquote deutlich anstieg und zahlreiche Einfamilienhäuser vor allem in den Vorstädten gebaut wurden, waren die Bauzinsen im Nachgang der Ölkrise hoch, was bis in die 1980er-Jahre anhielt. In Ostdeutschland stieg im Zuge der Wiedervereinigung die Eigentümerquote, und die Bautätigkeit war trotz schwierigem wirtschaftlichem Umfeld ebenfalls hoch. Es sind also bei Weitem nicht nur ökonomische Gründe, sondern durchaus politische Entscheidungen, die zur Wohnkrise geführt haben. Sie beruhten auf Annahmen und Prognosen, die sich im Nachhinein als fehlerhaft erwiesen haben. Drei davon wiegen besonders schwer.

					Erstens wurde lange davon ausgegangen, dass die Bevölkerung schrumpft. Das Paradigma der schrumpfenden, weil alternden Bevölkerung, beherrschte Politik und Planung über Jahrzehnte: Weniger Menschen bedeutete schrumpfenden Bedarf an neuen Wohnungen. Seit Jahren ist aber bekannt, dass Deutschlands Bevölkerung durch Zuwanderung wächst und das Geburtendefizit dadurch überkompensiert wird: Lebten 2015 rund 82,2 Millionen Menschen hier, sind es 2025 rund 83,6 Millionen. Die Bevölkerungszahl in Deutschland wird nach einer Prognose des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) bis zum Jahr 2045 weiter um rund 800.000 Menschen zunehmen.[11]

					Dabei verstärken sich die regionalen Unterschiede. Laut Prognose wird die Bevölkerungszahl in 249 Kreisen und kreisfreien Städten zunehmen, in 152 Kreisen schrumpfen, was aber auch nicht gleichzusetzen ist mit einem Rückgang der Haushalte. Deutschlands Regionalentwicklung zersplittert immer mehr, was einerseits überhitzte Wohnungsmärkte in wachsenden Städten und andererseits Leerstände in manchen schrumpfenden Regionen bedeutet. Zum einen konzentriert sich die Bevölkerung zunehmend auf zentrale und wachsende Regionen. Zum anderen stehen Landkreise mit Bevölkerungszuwachs vor anderen ökonomischen, sozialen und siedlungsstrukturellen Herausforderungen als jene mit schrumpfenden Bevölkerungszahlen. Während die einen zusätzlichen Wohnraum, neue Arbeitsplätze sowie mehr Bildungs- und Betreuungsangebote benötigen, kämpfen die anderen mit einem Rückgang von Arbeitskräften, leer stehenden Wohnungen und einer sinkenden Auslastung bestehender Infrastrukturen. Diese gegenläufigen Entwicklungen verschärfen die räumliche Ungleichheit zwischen Wachstumsregionen, die unter Druck geraten, und Regionen, die mit Bevölkerungsrückgang leben müssen.[12]

					Die Annahme des Schrumpfens ist von der Politik und auch vielen Akteuren auf dem Wohnungsmarkt lange nicht infrage gestellt worden. Das ist ein Versäumnis, denn in den Bevölkerungsprognosen des Statistischen Bundesamtes werden stets verschiedene Varianten berechnet, darunter auch solche mit erhöhter Zuwanderung. Während in den späten 1990er- und frühen 2000er-Jahren die Zuwanderung in der Tat gering war, stieg sie ab den 2010er-Jahren deutlich an, und das konstant mit zwei Ausreißern nach oben, nämlich 2014/2015 durch Fluchtbewegungen aus dem Nahen Osten und Anfang 2022 aus der Ukraine.

					Im Jahr 2006, d.h. in der Zeit vor dem Anstieg der Zuwanderung, wurde die Eigenheimzulage abgeschafft, die ein steuerfreier öffentlicher Zuschuss war, der allen Steuerpflichtigen acht Jahre lang gewährt wurde, die ein Haus oder eine Wohnung bauten oder kauften, um sie selbst zu nutzen. Er orientierte sich an den Gesamtkosten und war auf 1.250 € pro Monat zzgl. Kinderzulage gedeckelt. Ausgangspunkt der Argumentation der Abschaffung war, dass es genügend Wohnraum geben würde. Damals war das ein valides Argument, aus heutiger Perspektive war es ein Fehler. Vor allem wäre es möglich gewesen, diese Art der Wohnraumförderung wieder aufzunehmen, als klar wurde, dass die Zuwanderung und der Anteil von allein lebenden Älteren immer weiter zunahmen, aber politisch hat man sich für einen anderen Weg entschieden. Nach einer Phase relativer Passivität der öffentlichen Hand in der Wohnraumförderung zielt sie heute eher auf die Transformation des Wohnens, also auf klimagerechten oder barrierearmen Um- oder Neubau ab, statt zusätzlich in der Breite die Bautätigkeit (insbesondere von Sozialwohnungen) zu fördern. Der Effekt ist ein Rückgang der Neubautätigkeit selbst genutzten Wohneigentums, und das bei gleichzeitigem Rückgang von Sozialwohnungen.

					Zweitens wurde vom Ende des Städtewachstums ausgegangen. Städte wachsen allerdings schon seit Jahrzehnten nicht mehr durch einen Geburtenüberschuss, sondern durch Zuwanderung aus ländlichen Regionen oder dem Ausland. Lange dachte man, dass die Schrumpfung in den Städten begänne, und es gab Ende der 1980er-Jahre und auch noch in den 1990ern durchaus Anzeichen dafür, in ostdeutschen Großstädten wie Leipzig sogar noch bis tief in die 2000er-Jahre hinein. Die Beobachtung war, dass die Vorstädte wuchsen und die Industrie eher in die Randbezirke zog. In der Folge wurde der Abriss von Häusern gefördert, auch, um Grünflächen in Städten zu schaffen und Verkehrswege zurückzubauen.

					Unterschätzt wurde allerdings die Wandlung der Städte. Aufgrund von Studien- und Ausbildungsmöglichkeiten zogen zum einen junge Menschen in die Großstädte, wo sie neue Lebensstile etablierten, wie beispielsweise Singlewohnungen anstelle von Wohngemeinschaften oder Untermiete. Zum anderen wurde der Effekt des Aufstiegs der wissensintensiven Arbeit nicht räumlich betrachtet. Ein Beispiel dafür ist das Gebiet Phönix-West in Dortmund. In den 1960er-Jahren arbeiteten dort rund 5.500 Beschäftigte in einem Stahlwerk, heute sind es auf dem gleichen Areal immer noch rund 5.500 Beschäftigte, nun aber in wissensintensiven Branchen. Sie haben aber andere Ansprüche an Wohnraum, d.h. an Größe oder Ausstattung, der aber nicht verfügbar ist. Solche Branchen machen Städte wieder attraktiv, und die Bautätigkeit kam der Nachfrage nicht nach. Wohnraum wurde knapp, und die Wohnungsmärkte begannen zu überhitzen.

					Durch die massiven Engpässe beim Wohnen in Boom-Städten lässt sich allerdings seit einigen Jahren in der Binnenwanderungsverflechtung der Großstädte wieder eine gewisse Trendumkehr beobachten: Die Kapazitäten zur Aufnahme weiterer Zuzügler in die Ballungszentren werden immer geringer und dadurch Wohnungssuchende ins Umland verwiesen. Insbesondere für Familien mit Kindern bleibt oft keine andere Wahl, als die Innenstädte zu verlassen, und deshalb nimmt der Stellenwert des Wohnens jenseits der großen Metropolen wieder zu. Doch auch dort sind die Wohnkosten mittlerweile hoch. Mit der Coronapandemie ist der verstärkte Wunsch nach Landleben und dem Arbeiten im Homeoffice[13] hinzugekommen. Gleichwohl verzeichnen viele Großstädte, gestützt auf die Außenzuwanderung, weiterhin spürbare Einwohnerzuwächse und steigende Wohnkostenbelastungen.

					Die dritte Fehlannahme war, dass nicht mehr so viele Sozialwohnungen nötig wären. Doch wieso wurden in den 1950er-, 1960er- und 1970er-Jahren so viele Sozialwohnungen in Westdeutschland gebaut? Das war eine Reaktion auf die Wohnungsnot nach dem Zweiten Weltkrieg. Bereits 1950, also kurz nach der Gründung der Bundesrepublik, wurde das »Erste Wohnungsbaugesetz« beschlossen, das explizit den sozialen Wohnungsbau vorsah. Die Realisierung im größeren Maßstab zog sich dann aber bis in die 1960er-Jahre. Die Grundstruktur des sozialen Wohnungsbaus ist, dass der Bauträger einen Zuschuss zu den Baukosten bekommt, sodass Vermietung oder Verkauf der Immobilie günstiger ist. Allerdings ist diese Bindung zeitlich befristet, meist einige Jahrzehnte. Läuft diese aus, können marktübliche Mieten verlangt werden. Nun traf das Auslaufen der Sozialbindung auf die Zeit, als man mit einem Schrumpfen der Städte rechnete, was einen Ersatzneubau in ähnlicher Größenordnung nicht sinnvoll erscheinen ließ.

					Die Folge ist die Abnahme der günstigen Sozialwohnungen im großen Stil. Seit der Wiedervereinigung gibt es nur noch ein Drittel der damaligen Anzahl. Jedes Jahr fallen mehr Sozialwohnungen aus der Bindung als neu gebaut werden. Während 1980 in der alten Bundesrepublik noch vier Millionen Sozialwohnungen existierten (20 Prozent des Mietwohnungsbestandes), halbierte sich der Bestand im Jahr 2000 auf rund zwei Millionen Wohnungen und fiel Ende 2024 unter eine Million – Tendenz weiter sinkend. Auch wenn die Zahlen im geförderten Neubau wieder etwas nach oben gehen (2024 wurden rund 27.000 neue Sozialwohnungen errichtet, das ist ein Plus von 17 Prozent), sank der Gesamtbestand erneut, weil deutlich mehr Wohnungen aus der Bindung fielen. Auch in den nächsten Jahren werden durchschnittlich rund 40.000 Wohnungen jährlich aus der Sozialbindung fallen, d.h. ohne eine massive Steigerung des Neubaus von Sozialwohnungen kann schon jetzt eine weitere Anspannung der Wohnraumversorgung in diesem Segment prognostiziert werden. So verschärfen sich soziale Polarisierungsprozesse – und dies vor dem Hintergrund, dass Deutschland im OECD-Vergleich ohnehin über einen geringen Bestand an Sozialwohnungen verfügt. Die Folge sind steigende Mieten und das Wegfallen eines öffentlich geregelten unteren Marktsegments. Ein Nachsteuern ist heute aufgrund der gestiegenen Boden- und Baukosten teuer und kann von den Mitteln, die der Bund und die Länder zur Verfügung stellen, durch die Kommunen nicht in dem Maße erfolgen, wie es notwendig wäre.

					Das eigentliche Problem ist aber nicht, dass die Prognosen falsch waren, sondern dass Entwicklungsprozesse unbeachtet blieben und man einfach darauf hoffte, es werde mit der Wohnraumversorgung schon gut gehen. Trotz einzelner Kommissionen bleibt der Eindruck, dass die verantwortlichen politischen Akteure das Problem eher aussitzen und kein Interesse an einer öffentlichen Debatte haben. Allerdings wird es nicht mehr ausreichen, die erheblichen Fehlentwicklungen und Gestaltungsanforderungen auszublenden und nach dem eingeübten Muster zu verfahren. Viele Menschen stellen sich nämlich inzwischen die Frage, ob die Regierung die grundlegenden Fragen der sozialen Sicherheit und Daseinsvorsorge noch im Griff hat. Durch das Rumdoktern an den Problemen nimmt der Reformstau weiter zu. Nicht Gesellschaftsgestaltung scheint derzeit angesagt, sondern ein »Muddling Through«, das als Management von Sachzwängen dargestellt wird.

					In den letzten Jahrzehnten haben sich viele Menschen nicht zuletzt aus diesen Gründen von der Politik entfremdet, allerdings heißt dies nicht, dass die Ansprüche an die Politik zurückgegangen wären, das Gegenteil ist der Fall. Denn obwohl der Staat vielerorts an Einfluss verloren hat, sind die Erwartungen an und die Notwendigkeit von Handlungsfähigkeit gestiegen. Das liegt auch daran, wie gesellschaftliche Probleme gedeutet werden: Was früher als Schicksal oder Zufall galt, wird heute als Ungerechtigkeit verstanden. Und wer Ungerechtigkeit wahrnimmt, erwartet politische Lösungen.

					Wenn der Markt nur noch für wenige Gruppen funktioniert und die Wohnungssuche zum Lebensauftrag wird, dann ist von einem strukturellen Versagen zu sprechen. Realistisch betrachtet, ist keine Lösung der Krise auf dem Wohnungsmarkt in den nächsten Jahren in Sicht – ein weiteres Feld, in dem die Problemlösungskompetenzen der etablierten Politik erschöpft sind. Deshalb sollte sie damit aufhören, weitere Erwartungen an immer mehr sozialstaatliche Leistungen zu wecken. Vielmehr sollte auf die Grenzen der Handlungsfähigkeit verwiesen werden, denn sonst wird der Frust in der Bevölkerung weiter zunehmen. »Die Erwartungen nach Ausweitung von Leistungen bei gleichzeitiger Entlastung kann die Politik nicht erfüllen. Mehr noch: Was immer die Sozialpolitik leistet, sie macht zu wenig, aber sie belastet zu viel, letztlich scheitert sie. Dies ist längst zu einem Legitimationsproblem des Sozialstaats geworden.«[14] Weder werden in naher Zukunft die Baukosten noch die Mieten oder die Kaufpreise signifikant sinken, und auch die Prognosen hinsichtlich der Zinshöhe sind nicht seriös zu treffen. Zudem werden die notwendigen Klimaziele das Bauen sowie die Nebenkosten teurer machen. Das gesellschaftlich und politisch einzugestehen, mag für die regierenden Parteien schmerzhaft sein, ist aber notwendig, denn ansonsten verstärken sich die Vertrauensverluste in die Politik und die Demokratie.

				
					
						Die Wohnkrise in der fragmentierten Gesellschaft

					
					Die Wohnkrise ist demnach nicht zufällig entstanden, sondern sie ist in den gesellschaftlichen Umbrüchen und fehlerhaften Prognosen der Entscheidungsträger der letzten Jahrzehnte begründet. Bei der Analyse der Ursachen kann also auf Marktversagen und mangelnde politische Weitsicht verwiesen werden. Das sind auch wichtige Faktoren, sie greifen aber immer noch zu kurz. Denn die Wohnkrise macht etwas mit der Gesellschaft, die von ihr betroffen ist. Diese Perspektive stellt nicht nur die Verbindung zwischen der Wohnkrise und der Gesellschaft, die sie hervorgebracht hat, her, sie weist zudem darauf hin, dass weder Ursache noch Lösung allein ökonomischer Natur sein können.

					Um den Folgen der Wohnkrise auf die Spur zu kommen, ist die soziologische Gegenwartsdiagnose der fragmentierten Gesellschaft hilfreich. Anstelle einer polarisierten Gesellschaft, wie zum Beispiel die USA, geht Fragmentierung davon aus, dass es kaum mehr systematisch miteinander verknüpfte gruppenspezifische Haltungen gibt. Das heißt, dass beispielsweise diejenigen, die Zuwanderung ablehnen, nicht unbedingt auch den Klimawandel leugnen oder für eine höhere Besteuerung von Vermögen sind. Gruppen formieren sich also immer wieder neu, sind dann aber zumeist in sich homogen und kommunizieren auch vorwiegend nur untereinander. Konfliktlinien verlaufen also kreuz und quer durch die Gesellschaft und somit auch durch ihre Mitte.[15] Beschleunigt haben sich diese Fragmentierungsprozesse mit der Wiedervereinigung, die in ihrer Analyse vor allem als ostdeutsche Erfahrung gelesen wird. Dabei wird nur wenig thematisiert, dass sich auch der Westen deutlich verändert hat und sich dort ebenfalls Milieus und Gewissheiten aufgelöst haben. Wer beispielsweise durch das Ruhrgebiet, das Wendland oder das Saarland fährt, entdeckt das schnell. Auch der Staat sowie die Europäische Union haben sich seit den Zeiten der Bonner Republik deutlich gewandelt, sodass eine Unübersichtlichkeit der Anforderungen an die öffentliche Hand entstanden ist, welche Leistungen für wen und wo zur Verfügung gestellt werden müssen, die sie regelmäßig überfordert.

					Die in Deutschland lebenden Menschen sind deshalb in einen Zustand der permanenten Positionierungsarbeit geraten, da sie sich nicht mehr auf Gewissheiten verlassen können. Das heißt, dass ständig neu über Anliegen verhandelt werden muss, wie z.B. Wohnen, Mobilität oder Energieversorgung organisiert werden sollen, wie die Wirtschaft aufgestellt sein sollte, oder auch, wie geschlechtliche Diversität bewertet wird. Eine Folgewirkung dieser Anspannungen, die sich besonders an Triggerpunkten wie Klimawandel und Migration zeigen, sind individuelle Überforderungen und Erschöpfungen, die nicht nur eine subjektive Zerrissenheit widerspiegeln, sondern die Gesellschaft immer stärker prägen.[16] Dabei gibt es durchaus auch den Wunsch nach Wandel, allerdings bleibt dieser zumeist abstrakt.

					Dass man auf Veränderungen eher wartet, hängt eng mit der Wohnkrise zusammen. Denn wenige verfügbare Wohnungen schränken die Beweglichkeit ein, sei es beim Umzug in eine andere Stadt für ein Jobangebot, sei es aus Angst, die eigene Wohnung zu verlieren, z.B. wegen Eigenbedarfs, oder sei es aus Sorge um immer höhere Kosten. Wer einen hohen Betrag für Miete oder Kredite zahlt, muss auch viel verdienen, was den Druck erhöht, die aktuelle Wohnsituation so gut es geht festzuhalten. In der Folge bleibt die Zahl der Umzüge innerhalb Deutschlands seit Jahren stabil, obwohl die Bevölkerung durch Zuwanderung deutlich gewachsen ist. Bezogen auf die Gesamtbevölkerung gibt es also heute weniger Umzüge als früher. Regionale Unterschiede gleichen sich dabei zunehmend an. Während ländliche Räume traditionell stabil und Großstädte stärker von Fluktuation geprägt waren, hat sich dieser Unterschied abgeschwächt. Lediglich Studierende und Auszubildende bilden mit Bildungswanderungen eine Ausnahme und nutzen dabei auch eigene Segmente des Wohnungsmarkts wie Studierendenwohnheime. In urbanen Zentren ziehen Menschen inzwischen seltener um, weil bezahlbarer Wohnraum sowohl im Zentrum als auch in den Vorstädten fehlt.

					In der Unübersichtlichkeit von Anforderungen, Interessenskoalitionen und medialen Teilöffentlichkeiten konnte sich schleichend die Wohnungsknappheit zur Krise entwickeln. Eine Eigenart der Wohnkrise ist, dass sie oft als individuelles Problem gesehen wird und schlecht als allgemeines Problem erzählbar ist, auch wenn sie es ist. Das weist darauf hin, dass die Wohnkrise nachhaltig bearbeitet werden muss, aber eben von keinem allein. Notwendig wird es sein, eine Koordinationsleistung zwischen vielen verschiedenen Akteuren zu erbringen, wie wir noch ausführlich besprechen werden.

					Dabei ist die Wohnkrise nicht nur für Betroffene zu einem existenziellen Thema geworden, sondern wird inzwischen auch in Öffentlichkeit und Politik wegen der dadurch angestiegenen sozialen Ungleichheiten problematisiert und als die neue soziale Frage bezeichnet. Das ist zwar wichtig, aber die Wohnkrise ist mittlerweile mehr als eine soziale Frage, die sich sozialpolitisch beantworten ließe. Sie ist eine gesellschaftliche Frage geworden, die zahlreiche Politikfelder berührt, darunter Themen der Klima-, Identitäts- und Wirtschaftspolitik. Zugleich hält sie bereits länger an, lässt sich nicht so schnell lösen und ist, mit unterschiedlicher Ausprägung, im ganzen Land zu spüren.[17] Beides, Wohnungsknappheit und Leerstand, sind Ausdruck ein und derselben Krise, auch wenn sie sich unterschiedlich präsentiert.
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